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KURZ KOMMENTIERT

Sachverständigenrat

Überwiegend zuversichtlich

Der Sachverständigenrat hat eine überraschend opti
mistische Einschätzung der konjunkturellen Entwick
lung vorgelegt. Er rechnet für das nächste Jahr mit ei
nem höheren Wachstumstempo als 1984 und veran
schlagt die Zunahme des realen Bruttosozialprodukts 
auf reichlich 3 %. Damit setzt er sich deutlich von den 
Forschungsinstituten ab, die in ihrem Herbstgutachten 
für das kommende Jahr eine Wachstumsrate von „nur“ 
gut 2 % erwarteten.

fy^otor der konjunkturellen Expansion werden nach 
Ansicht des Sachverständigenrates vor allem die Aus
rüstungsinvestitionen sein; sie dürften im kommenden 
Jahr um rund 10 % zunehmen. Hier liegt der eigentliche 
Unterschied zur Prognose der Forschungsinstitute; die
se rechneten „nur“ mit einem Investitionsanstieg in ei
ner Größenordnung von 5 %. Die Abweichung beruht 
vor allem auf einer anderen Einschätzung der Investi
tionschancen und -risiRen. Dies gilt nicht zuletzt für die 
Tarif Politik. Der Rat sieht in den diesjährigen Tarifab- 
schlüssen keine gravierenden Belastungen für die Inve
stitionsneigung; dabei ist freilich ausdrücklich unter
stellt, daß die Flexibilisierung der Arbeitszeit von einem 
erheblichen Teil der Unternehmen umgesetzt wird.

Alles in allem überwiegt beim Rat Zuversicht; er hält 
die Voraussetzungen für einen lang anhaltenden Auf
schwung für so gut wie lange nicht mehr. Insofern er
scheint das Prädikat „selbsttragend“ nur konsequent. 
Es bleibt aber eine gehörige Portion Skepsis, ob die 
Wachstumsbedingungen bereits so fundamental ge
bessert sind, wie der Rat es offenbar annimmt. Ob seine 
Einschätzung realistisch ist oder lediglich auf das „Prin
zip Hoffnung“ baut, muß sich erst noch erweisen, ew

Krankenhausfinanzierungsgesetz

Kein großer Wurf

Nach langwierigen Verhandlungen zwischen Bund und 
Ländern ist die Entscheidung über die zukünftige Kran
kenhausfinanzierung gefallen. Es ist jedoch mehr als 
fraglich, ob der mühsam erarbeitete Kompromiß die gra
vierenden Schwachstellen des alten Gesetzes besei

tigt. Das Prinzip der dualen Finanzierung wird beibehal
ten, und die Verantwortung für die Krankenhauspla
nung und das Investitionsprogramm liegt allein bei den 
Bundesländern. Die von Minister Blüm favorisierte 
gleichberechtigte Mitwirkung der Krankenkassen redu
zierte sich im Abstimmungsprozeß aufdie Verpflichtung 
der Länder, in den Beratungen mit den Krankenkassen 
ein Einvernehmen über die Kapazitätsplanung zu erzie
len. Diese sehr schwammige Formulierung dürfte kaum 
dazu beitragen, den Bettenberg im Interesse einer dau
erhaft leistungsfähigen Krankenhausversorgung abzu
bauen. Dieses Ziel wäre sicherlich eher durch die im Re
gierungsentwurf vorgesehene Vertragsfreiheit der 
Krankenkassen erreicht worden.

Positiv ist dagegen die Auflockerung des bisherigen 
Selbstkostenprinzips zu beurteilen. In Zukunft werden 
nicht mehr alle Selbstkosten rückwirkend erstattet, son
dern der Pflegesatz soll im voraus ausgehandelt wer
den. Der von leistungsfähigen Krankenhäusern erzielte 
Gewinn verbleibt ihnen, während ein entstandener Ver
lust von den Krankenhäusern selbst getragen werden 
muß. Mit dem jetzt vorgelegten Entwurf werden darüber 
hinaus Voraussetzungen dafür geschaffen, daß künftig 
vom vollpauschalierten Pflegesatz abgewichen werden 
kann. Mit der Vereinbarung degressiver Pflegesätze 
und Vergütungen für besondere Leistungen und Fach
abteilungen wird der Weg zu einer stärkeren Leistungs
orientierung vorbereitet. Es bleibt abzuwarten, ob die 
eingeführten marktwirtschaftlichen Elemente tatsäch
lich zur Beseitigung der laufenden Defizite der Kranken
häuser und zur Kostendämpfung im Gesundheitssektor 
insgesamt beitragen und die Probleme nicht nur auf ei
ne andere Ebene, z. B. auf die Kommunen als Kranken
hausträger, verlagert werden. te

EG-Gipfel

Einigung unter Druck

Im Mittelpunkt der Beratungen des Europäischen Rates 
in Dublin stand die Süderweiterung. Trotz jahrelanger 
Beitrittsgespräche war es den EG-Ländern nicht mög
lich, sich auf eine gemeinsame Verhandlungsposition 
zu einigen. Angesichts des für den 1. Januar 1986 vor
gesehenen Beitrittstermins für Spanien und Portugal 
standen die EG-Staats- und Regierungschefs nunmehr 
unter erheblichem Einigungsdruck. Ein Schlüsselpro-
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blem bestand darin, die gemeinschaftliche Überproduk
tion von Tafelwein so zu drosseln, daß nach dem Beitritt 
des wichtigen Weinproduzenten Spanien die Finanzier
barkeit der Weinmarktordnung nicht in Frage gestellt ist. 
Wenn nach hartnäckigen Verhandlungen hier schließ
lich eine Einigung zustande kam, die ein gemeinsames 
Verhandlungsangebot ermöglicht, dann nicht zuletzt 
deswegen, weil die Glaubwürdigkeit der Gemeinschaft, 
die Spanien und Portugal den Beitritt immer wieder zu
gesagt hatte, auf dem Spiel stand.

Offen bleibt zunächst, ob das Verhandlungsangebot 
für die Beitrittsländer überhaupt akzeptabel ist. Vor al
lem aber dürfte es zu weiteren Konfrontationen über die 
Höhe der „Integrierten Mittelmeerprogramme“ kom
men, die im Zusammenhang mit dem Beitritt vorgese
hen sind. Insbesondere Griechenland wird sich mit dem 
Dubliner Angebot von 1 Mrd. ECU (giechischer Anteil: 
38 %) für einen Sechsjahreszeitraum kaum abspeisen 
lassen, zumal man in Brüssel 6,6 Mrd. ECU (Wert 1982) 
als strukturnotwendig ansieht. Ohne Konzessionen in 
dieser Frage dürfte Griechenland die Südera/eiterung 
blockieren. kr

EG -  USA

Notbremse für Stahlröhren

Die amerikanische Einfuhrsperre für Stahlröhren aus 
der EG ist eine einschneidende Maßnahme. Sie kommt 
aber eigentlich nicht überraschend, da der Röhrendis
sens durch den Briefwechsel zum Massenstahlabkom
men vom Oktober 1982 keineswegs beigelegt worden 
war. Nach den vorausgegangenen langwierigen Ver
handlungen war klar, daß die USA es nicht bei unver
bindlichen Konsultationen belassen w ü rd^ , sollte der 
EG-Anteil am amerikanischen Röhrenmarkt die im 
Briefwechsel genannte Marke von 5,9 % überspringen. 
Inzwischen sind europäische Röhren zu nahezu 15 % 
an der Versorgung des US-Marktes beteiligt, so daß 
sich die Regierung in Washington schließlich genötigt 
sah, die Notbremse zu ziehen. Die EG hat daraufhin den 
Briefwechsel aufgekündigt und Gegenmaßnahmen an
gedroht.

Die politische Aufregung steht in auffälligem Kontrast 
zu der gelassenen Reaktion der europäischen, insbe
sondere der am stärksten betroffenen deutschen Röh
renindustrie. Die Gelassenheit ist verständlich. Denn 
das Einfuhrverbot ist nur bis zum Jahresende befristet. 
Die Besteller bereits verschiffter Röhren werden kaum' 
auf amerikanische Hersteller ausweichen, zumal diese 
bestimmte Qualitäten gar nicht liefern können. Außer
dem wird der Importstopp voraussichtlich die Preise in
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den USA nach oben treiben und so für Absatzverluste 
entschädigen. Die Leidtragenden werden vor allem die 
Händler und die amerikanischen Abnehmer sein.

Wie wird es weitergehen? Wahrscheinlicher als eine 
„legalistische“ Regelung im Rahmen des GATT bzw. 
der amerikanischen Handelsgesetzgebung ist eine poli
tische Lösung: Die EG verzichtet auf Kompensations
ansprüche und erhält dafür die Zusicherung eines 
Marktanteils von 5,9 % plus. Die Obergrenze scheint 
durch die 7,6 % gesetzt zu sein, die von dem US-Han- 
delsbeauftragten Brock und dem EG-Kommissar Davi- 
gnon bereits ausgehandelt waren, dann aber am ener
gischen Widerstand der amerikanischen Stahlindustrie 
scheiterten. ko

EG -  AKP

Vorsichtige Weiterentwicl<lung

Das Tauziehen ist beendet. Die dritte Lomé-Konven- 
tion ist aus der Taufe gehoben. Das neue Abkommen 
bringt keinen revolutionären Umbruch, eher eine vor
sichtige Weiterentwicklung seiner bisherigen Grundele
mente. Nicht im materiellen, sondern im konzeptionel
len Bereich ist die Konvention verbessert worden. Sie 
zeichnet sich nunmehr aus durch deutlicher formulierte 
Ziele, Methoden und Prioritäten und vor allem durch ei
ne Vielzahl von Ansätzen zur bitter notwendigen Steige
rung der Effizienz ihrer Instrumente. Hervorzuheben 
sind die Verknüpfungen von Einzelmaßnahmen zu um
fassenden und langfristigen Strategien und Program
men (z. B. zur Ernährungssicherung), strengere Mittel
bewirtschaftung und Verwendungskontrolle sowie in
tensivere Koordination mit anderen Gebern.

Die Akzentverschiebung hin zu mehr Kooperations
qualität sollte nicht polemisch als billiger Ersatz für grö
ßere finanzielle Anstrengungen abgewertet werden. 
Der hohe Bestand nicht abgeflossener Mittel spricht ei
ne deutliche Sprache. Das Abkommen macht wie die 
gesamte Entwicklungspolitik eine notwendige Phase 
der Ernüchterung und Neuorientierung durch. Die EG. 
ist zwar in besonderer Weise gefordert, ihrer Hilfe mehr 
Effektivität und Effizienz zu verleihen, steht sie mit ihrem 
Engagement doch in der Mitverantwortung für die Ent
wicklung eines ganzen Kontinents, der das Armenhaus 
der Welt darstellt. Mehr als ein sehr begrenzter Beitrag 
zu den unverzichtbaren Eigenanstrengungen der Afri
kaner kann die Konvention indes nicht sein. Das politi
sche Image und die programmatische und instrumentel- 
le Vielfalt des Abkommens dürfen hier keine falschen 
Hoffnungen wecken. bo
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